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Drucksache V/1535 


Der Bundesminister des Innern 

II A 4- 216 520/15 


Bonn, den 2. März 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Fortbildung im öffentlidien Dienst — Besuch von Ver- 
waltungs- und Wirtschafts-Akademien. Antwort der 
Bundesreqieruna vom 12. Januar 1967 — Drucksache 
V/1293 - 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
“ Drucksache V/1414 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Ist die geringe Zahl der Beamten des Bundes, die in den Jahren 
1960 bis 1965 Diplome an Verwaltungs- und Wirtschaftsaka- 
demien erlangt haben, indit ein deutiidier Beweis dafür, daß 
§ 39 der Bundeslaufbahnverordnung den Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes keinen genügenden Anreiz gibt, sidi dienst- 
lidi und staatspolitisch weiterzubilden? 


Die Bundesregierung teilt die sich aus der Frage ergebende 
Auffassung nicht Die Zahl der Beamten und Angestellten des 
Bundes, die ein Diplom an Verwaltungs- und Wirtschaft-Aka- 
demien erworben haben, kann schon deshalb einen Rückschluß 
auf die Wirksamkeit des § 39 BLV nicht zulassen, weil der 
Erwerb eines solchen Diploms nicht die einzige Möglichkeit 
darstellt, sich dienstlich und staatspolitisch fortzubilden. Im 
übrigen besteht für große Teile des Personals wegen der tat- 
sächlichen Verhältnisse keine Möglichkeit, sich einer sechs- 
semestrigen Fortbildung bei den Akademien zu unterziehen. 


2. Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, welche anderen Maß- 
nahmen einen Anreiz zur freiwilligen Weiterbildung bieten 
können ? 

Die Bundesregierung ist ständig bemüht, weiteren Anreiz zur 
freiwilligen Fortbildung zu bieten. Hierbei macht sie erneut 
auf das Rundschreiben vom 31. August 1966 (GMBl S. 495) 
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aufmerksam, dessen wesentlicher Inhalt in der Antwort der 
Bundesregierung vom 12. Januar 1967 - Drucksache V/1293 - 
wiedergegeben ist. Sie verweist auch auf ihre sonstigen Re- 
gelungen, wie z, B. über Sonderurlaub und Dienstbefreiung, 
die sie zur Förderung der freiwilligen Fortbildung getroffen 
hat. Darüber hinaus wird regelmäßig geprüft, welche weite- 
ren Maßnahmen erforderlich und möglich sind. 

über den Umfang der dienstlichen und staatspolitischen Fort- 
bildung der Angehörigen des öffentlichen Dienstes des Bun- 
des (Drucksachen V/644, V/994) wird die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag innerhalb des Bildungsberichtes geson- 
dert berichten. 


3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für aufstiegs- 
willige Kräfte, sich neben ihrem Dienst durch den Besuch von 
Verwaltungs- oder Wirtschaftsakademien für den Aufstieg in 
die nächsthöhere Laufbahngruppe zu qualifizieren? 

Die Bundesregierung begrüßt es, wenn sich Beamte, die nach 
ihren dienstlichen Leistungen für einen Aufstieg in Frage 
kommen durch den Besuch von Verwaltungs- und Wirtschafts- 
Akademien zusätzliche Kenntnisse verschaffen. Sie wiederholt 
ihre Auffassung, daß die Verwaltungsangehörigen durch den 
erfolgreichen Besuch der Verwaltungs- und Wirtschafts-Aka- 
demien zu höheren Leistungen befähigt werden. Ihnen soll 
daher die Möglichkeit gegeben werden, ihre erweiterten Kennt- 
nisse zu verwerten. Bei Bewährung in entsprechenden Auf- 
gaben sollen sie bevorzugt für eine Beförderung in Betracht 
gezogen werden. 

Auf die laufbahnrechtlich vorgeschriebene Einführungszeit für 
den Aufstieg kann jedoch nicht verzichtet werden, weil Er- 
fahrung und Bewährung in der Verwaltungsarbeit der höhe- 
ren Laufbahn durcli den Besuch der Vorlesungen der Aka- 
demien nicht ersetzt werden können. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, in diese Überlegungen auch die 
Angestellten des Öffentlichen Dienstes einzuschließen? 

Die Bundesregierung wird in ihre Überlegungen und Maß- 
nahmen zur Fortbildung der Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes die Angestellten wie bisher mit einbeziehen. 



